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�ffentliche Finanzen Staatlicher Gesamthaushalt

Die Lage der Staatsfinanzen hat sich im ver-

gangenen Jahr nochmals deutlich verbessert.

Nachdem das gesamtstaatliche Defizit schon

2006 auf 1,6% des Bruttoinlandsprodukts

(BIP) gesunken war, wurde 2007 nach den

vorl�ufigen Angaben des Statistischen Bun-

desamtes vom Januar erstmals seit der deut-

schen Vereinigung ein ausgeglichener Staats-

haushalt erreicht.1)

Zu dem Defizitabbau haben die g�nstige kon-

junkturelle Entwicklung und der nochmals

kr�ftige Anstieg bei dem – großen und errati-

schen Schwankungen unterliegenden – Auf-

kommen der gewinnabh�ngigen Steuern bei-

getragen. Zum �berwiegenden Teil ist die

Verbesserung der Finanzlage aber auf struk-

turelle Faktoren wie insbesondere die Anfang

2007 in Kraft getretenen Abgabenerh�hun-

gen und die moderate Ausgabenentwicklung

zur�ckzuf�hren (vgl. �bersicht auf S. 58f.).

Die Schulden des Staates d�rften im vergan-

genen Jahr geringf�gig gestiegen sein. In

Relation zum BIP k�nnten sie aufgrund des

kr�ftigen nominalen Wirtschaftswachstums

gegen�ber dem Vorjahr aber um etwa 2 1�2

Prozentpunkte auf rund 65% gesunken sein.

Damit konnte der 2005 erreichte historische

H�chststand von 67,8% zwar merklich

unterschritten werden, aber der im EG-

Vertrag festgelegte Referenzwert von 60%

wurde noch immer deutlich verfehlt.

1 Abgesehen vom �berschuss im Jahr 2000 (1,3% des
BIP), der auf einmalige Versteigerungserl�se von UMTS-
Mobilfunklizenzen (2,5% des BIP) zur�ckging.
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Die staatlichen Einnahmen lagen 2007 bei

knapp 44% des BIP. Im Vorjahrsvergleich

nahm die Quote damit kaum zu, obwohl die

ergriffenen Maßnahmen per saldo zu erheb-

lich h�heren Einnahmen f�hrten. Ausschlag-

gebend hierf�r war, dass wichtige gesamt-

wirtschaftliche Bezugsgr�ßen der staatlichen

Einnahmen, wie die Bruttol�hne und -geh�l-

ter und vor allem der private Verbrauch vor

Steuern, langsamer wuchsen als das nomi-

nale BIP. Dennoch nahm das Steueraufkom-

men nicht zuletzt aufgrund der Erh�hung der

Regels�tze von Umsatz- und Versicherung-

steuer kr�ftig zu. Die Sozialversicherungsbei-

tr�ge gingen dagegen leicht zur�ck, weil die

Senkung des Beitragssatzes der Bundesagen-

tur f�r Arbeit (BA) die Anhebung der Bei-

tragss�tze der gesetzlichen Kranken- und

Rentenversicherung deutlich �berwog und

die beitragspflichtigen Einkommen nur mo-

derat stiegen. Das Aufkommen der gewinn-

abh�ngigen Steuern wuchs weiterhin merk-

lich st�rker als aufgrund von Rechts�nderun-

gen und der Entwicklung der Unternehmens-

und Verm�genseinkommen, die als Hilfsindi-

kator f�r die Bemessungsgrundlage herange-

zogen werden, zu erwarten gewesen w�re.

Die Staatsausgaben nahmen im vergangenen

Jahr moderat um 1% zu und sanken somit in

Relation zum BIP sp�rbar auf knapp 44%.

Eine große Rolle spielte dabei die positive

Konjunkturentwicklung. Sie senkte die Quote

nicht nur �ber das st�rkere Wachstum des

nominalen BIP im Nenner, sondern auch �ber

deutlich niedrigere arbeitsmarktbedingte Auf-

wendungen vor allem infolge der g�nstigen

Besch�ftigungsentwicklung. Zudem trug die

– im Vergleich zum nominalen BIP – geringe

Zunahme der Alterssicherungs- und Personal-

ausgaben zum Quotenr�ckgang bei. Hier

schlugen sich die moderaten gesamtwirt-

schaftlichen Lohnsteigerungen, �hnlich wie

auf der Einnahmenseite, quotensenkend nie-

der, weil die Leistungsanpassungen bei vielen

Sozialleistungen mit der (vorangegangenen)

Entwicklung der Pro-Kopf-Entgelte verkn�pft

sind.

in % des Bruttoinlandsprodukts
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Einnahmenquote

Abgabenquote 1)

Kennziffern der öffentlichen
Haushalte *)

* In der Abgrenzung der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen. — 1 Steuern und
Sozialbeiträge zzgl. Zöllen und Mehrwert-
steueranteil der EU.

Deutsche Bundesbank

4

3

2

1

0

49

48

47

46

45

44

43

42

41

40

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Einnahmen-
quote trotz
Abgaben-
erh�hungen
kaum gestiegen

Ausgabenquote
erheblich
gesunken



DEUTSCHE
BUNDESBANK
E U R O S Y S T E M

Monatsbericht
Februar 2008

58

Deutsche Bundesbank

Zur strukturellen Entwicklung der �ffentlichen Finanzen –
Ergebnisse des disaggregierten Ansatzes f�r das Jahr 2007

Die Lage der �ffentlichen Finanzen in Deutschland hat sich im ver-

gangenen Jahr stark verbessert. Nach vorl�ufigen Angaben des Statis-

tischen Bundesamtes vom Januar 2008 wurde der gesamtstaatliche

Haushaltsausgleich (VGR-Konzept) erreicht, nachdem 2006 noch eine

Defizitquote von 1,6% zu verzeichnen war. Im Rahmen des „disag-

gregierten Ansatzes“ zur Analyse der Staatsfinanzen1) kann zum

einen abgesch�tzt werden, welcher Einfluss hierbei von konjunktu-

rellen und speziellen tempor�ren Effekten ausging. Zum anderen

k�nnen strukturelle Ver�nderungen der Ausgaben- und Einnahmen-

quote und deren maßgebliche Einflussfaktoren aufgedeckt werden.

Im Folgenden werden die wesentlichen Ergebnisse dieser Analyse f�r

2007 vorgestellt.2)

Der R�ckgang der Defizitquote um 1,6 Prozentpunkte (pp) im ver-

gangenen Jahr ist auch auf die g�nstige konjunkturelle Entwicklung

zur�ckzuf�hren. Auf Grundlage des im Europ�ischen System der

Zentralbanken standardm�ßig verwendeten Bereinigungsverfahrens

ergibt sich ein positiver Einfluss in H�he von 0,3 pp. Klar abzugren-

zende tempor�re Sondereffekte (wie z.B. in der Vergangenheit

UMTS-Erl�se) hatten dagegen keinen Einfluss auf den Defizitr�ck-

gang. Der um beide Effekte bereinigte, im Rahmen des Ansatzes als

strukturell definierte Finanzierungssaldo verbesserte sich bezogen

auf das Trend-BIP um 1,2 pp.

W�hrend die unbereinigte Einnahmenquote nur marginal zunahm,

wuchsen die strukturellen Einnahmen in Relation zum Trend-BIP sp�r-

bar um 0,5 pp. Leicht quotenerh�hend wirkte, dass der – wie �blich –

positive Fiscal Drag aufgrund der progressiven Ausgestaltung des Ein-

kommensteuertarifs den negativen Einfluss bei den weitgehend men-

genabh�ngigen speziellen Verbrauchsteuern �berwog (insgesamt:

+ 0,1 pp). In die entgegengesetzte Richtung wirkte wie schon in den

vorangegangenen Jahren die negative strukturelle Abkopplung der

makro�konomischen Bezugsgr�ßen von der Entwicklung des BIP

(– 0,3 pp). So senkte die (trendm�ßig) vergleichsweise geringe Zu-

nahme der Bruttol�hne und -geh�lter sowie des privaten Konsums

vor Steuern f�r sich genommen die Quoten von Einnahmen aus So-

zialbeitr�gen, Lohnsteuer und Umsatzsteuer zum Trend-BIP. Das

Mehraufkommen bei den gewinnabh�ngigen Steuern aufgrund des

trendm�ßig im Vergleich zum BIP schnelleren Anstiegs der Unterneh-

mens- und Verm�genseinkommen wog dies nicht auf. F�r den An-

stieg der strukturellen Einnahmenquote ausschlaggebend waren die

Rechts�nderungen. Dabei schlugen einerseits die Erh�hung des Re-

gelsatzes der Umsatz- und der Versicherungsteuer um 3 pp auf 19%

und die Anhebung der Beitragss�tze zur gesetzlichen Renten- und

Krankenversicherung um 0,4 pp beziehungsweise durchschnittlich

0,5 pp zu Buche. Andererseits wurde der Beitragssatz der Bundes-

agentur f�r Arbeit um 2,3 pp gesenkt. Einschließlich einer Reihe

weiterer, quantitativ weniger bedeutender Maßnahmen f�hrten

Rechts�nderungen per saldo zu Mehreinnahmen in H�he von 0,6%

des Trend-BIP.

Mit den angef�hrten drei Einflussfaktoren (Fiscal Drag, strukturelle

Abkopplung der makro�konomischen Bezugsgr�ßen vom BIP und

Rechts�nderungen), l�sst sich der gr�ßte Teil der Ver�nderung der

strukturellen Einnahmenquote im vergangenen Jahr erkl�ren. Der im

Rahmen des standardisierten Verfahrens unerkl�rte Teil (Residuum)

belief sich insgesamt auf 0,1 pp. Dabei standen aufkommenserh�-

hende Faktoren bei den gewinnabh�ngigen Steuern einnahmensen-

kenden Sonderfaktoren bei der Umsatzsteuer gegen�ber. Das Auf-

kommen der gewinnabh�ngigen Steuern wuchs wie schon in den Vor-

jahren st�rker, als es aufgrund der Entwicklung der Unternehmens-

und Verm�genseinkommen (die im Rahmen der Konjunkturbereini-

gung als gesamtwirtschaftliche Bezugsgr�ßen f�r diese Steuern die-

nen) zu erwarten gewesen w�re. Dies kann unter anderem darin be-

gr�ndet liegen, dass hohe Steuervorauszahlungen mit hohen Netto-

nachzahlungen f�r vergangene Jahre zusammengetroffen sind. Ein

grunds�tzliches Problem liegt aber auch darin, dass die verwendete

Bezugsgr�ße aus den VGR die Schwankungen der tats�chlichen steu-

erlichen Bemessungsgrundlagen nur unzureichend erfasst. Die Zu-

w�chse bei den Umsatzsteuereinnahmen lagen im Gegensatz zu 2006

bereinigt um Rechts�nderungen dagegen niedriger als durch die

herangezogene makro�konomische Bezugsgr�ße zu erkl�ren ist.

Hierzu d�rften steuerbedingt in das Jahr 2006 vorgezogene K�ufe

von Konsumg�tern beigetragen haben, deren Wegfall 2007 den

Anteil der G�ter, die mit dem zum Jahresbeginn 2007 erh�hten Regel-

satz belastet sind, am Gesamtkonsum gesenkt hat. Damit sinkt f�r sich

genommen der (aus dem erzielten Aufkommen abgeleitete) durch-

schnittliche Steuersatz, was in den standardisierten Berechnungen

nicht ber�cksichtigt ist. Dieser Effekt allein reicht aber nicht aus, um

die ung�nstige Entwicklung bei der Umsatzsteuer zu erkl�ren. M�g-

licherweise hat auch die Steuerhinterziehung im Zusammenhang mit

der Satzanhebung zugenommen.

Der R�ckgang der strukturellen Ausgabenquote lag mit 0,8 pp deutlich

unter dem der unbereinigten Quote. Dies geht zum einen auf die Be-

reinigung um konjunkturbedingt wesentlich geringere Arbeitsmarkt-

ausgaben zur�ck. Zum anderen stieg das reale BIP 2007 sp�rbar st�rker

als sein Trend. Damit erh�hte sich der Nenner der unbereinigten st�r-

ker als derjenige der strukturellen Ausgabenquote. Dabei verharrte

die Zinsausgabenquote etwa auf dem Vorjahrsstand. Zwar ging die

1 F�r eine ausf�hrlichere Darstellung des Ansatzes vgl.: Deutsche Bun-
desbank, Ein disaggregierter Ansatz zur Analyse der Staatsfinanzen: die
Entwicklung der �ffentlichen Finanzen in Deutschland in den Jahren
2000 bis 2005, Monatsbericht, M�rz 2006, S. 63–79. — 2 Die Ergebnisse
k�nnen sich im weiteren Verlauf durch Revision der vorl�ufigen VGR-
Ergebnisse oder der Einsch�tzung der gesamtwirtschaftlichen Perspek-

tiven �ndern. — 3 Bereinigt um konjunkturelle Einfl�sse und tempor�re
Effekte. Abgrenzung gem�ß EDP-Definition, d.h. inkl. Swaps und For-
ward Rate Agreements bei den Zinsausgaben und dem Finan-
zierungssaldo, bzw. gem�ß ESVG ’95 (2007). — 4 Angaben in Prozent
des nominalen BIP. — 5 Veranlagte Einkommensteuer, Kapitalertrag-
steuern, K�rperschaftsteuer, Gewerbesteuer. — 6 Auf den Staatssektor
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Schuldenquote merklich zur�ck, aber die Durchschnittsverzinsung der

Staatsschuld erh�hte sich zum ersten Mal seit der Jahrhundertwende

wieder. Die strukturelle Quote der �brigen Ausgaben (Prim�rausga-

ben) ging dagegen sp�rbar zur�ck. Dazu leisteten wie schon in den

Vorjahren die Ausgaben f�r die Alterssicherung einen erheblichen Bei-

trag, weil die jahresdurchschnittliche Rentenanhebung mit 0,3% eng

begrenzt blieb und die Zahl der Renten nur langsam zunahm. Weiter-

hin sanken die Arbeitsmarktausgaben nicht nur aufgrund der Kon-

junktur, sondern auch ihr mittelfristiger Trend ging sp�rbar zur�ck.

Schließlich hatten die moderaten Tarif�nderungen und der fortge-

setzte Stellenabbau bei den Gebietsk�rperschaften zur Folge, dass

auch die Arbeitnehmerentgelte des Staates in Relation zum Trend-BIP

weiter deutlich abnahmen. Insgesamt schl�gt sich also nicht nur auf

der Einnahmenseite, sondern auch auf der Ausgabenseite die gesamt-

wirtschaftlich ged�mpfte Lohnentwicklung „automatisch“ in einer

r�ckl�ufigen Quote nieder, da zahlreiche Sozialleistungen hieran ge-

koppelt sind und sich auch die Tarifentgelte im �ffentlichen Dienst

hieran orientieren. Der f�r sich genommen starke Anstieg der Investi-

tionsausgaben bildete hier nur ein kleineres Gegengewicht.

Insgesamt zeigt sich, dass der deutliche R�ckgang der Defizitquote

im vergangenen Jahr auf verschiedene Faktoren zur�ckzuf�hren ist.

Neben dem vorteilhaften Konjunktureinfluss sind vor allem die auch

strukturell nur ged�mpft gewachsenen Ausgaben und die auf Rechts-

�nderungen zur�ckgehenden Einnahmensteigerungen f�r die sehr

g�nstige Entwicklung ausschlaggebend gewesen.

entfallende Zahlungen, z.B. Sozialbeitr�ge f�r Angeh�rige des �ffent-
lichen Dienstes (gesch�tzt). — 7 Sonstige empfangene laufende Trans-
fers, Verk�ufe und empfangene Verm�genstransfers. — 8 Einschl. sons-
tiger laufender Transfers an private Haushalte. — 9 Sonstige geleistete
laufende Transfers an Kapitalgesellschaften und die �brige Welt, Netto-
Zugang sonstiger nichtfinanzieller Verm�gensg�ter und geleistete Ver-

m�genstransfers. — 10 Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung,
f�r Beamtenpensionen und Leistungen der Postpensionskasse. —
11 Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung und Beihilfe-
zahlungen f�r Beamte. — 12 Ausgaben der Bundesagentur f�r Arbeit
(ohne Aussteuerungsbetrag) und f�r Arbeitslosenhilfe (bis 2004) bzw.
f�r ArbeitslosengeldII (ab 2005) sowie Eingliederungsmaßnahmen.

Strukturelle Entwicklung3) in Prozent des Trend-BIP

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in Prozentpunkten

Position 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Insge-
samt
2001 bis
2007

Unbereinigter Finanzierungssaldo4) – 4,1 – 0,8 – 0,4 0,3 0,4 1,8 1,6 – 1,3
Konjunkturkomponente4) 0,0 – 0,4 – 0,4 – 0,2 – 0,4 0,4 0,3 – 0,7
Tempor�re Effekte4) – 2,5 0,1 0,0 0,1 0,1 – 0,2 0,0 – 2,5

Finanzierungssaldo – 1,7 – 0,5 0,1 0,3 0,8 1,5 1,2 1,9

Zinsen – 0,1 – 0,2 0,0 – 0,2 – 0,1 0,0 0,0 – 0,4
wegen Ver�nderung des Durchschnittszinsests) 0,0 – 0,2 – 0,1 – 0,3 – 0,1 0,0 0,1 – 0,6
wegen Ver�nderung des Schuldenstandsts) – 0,1 0,0 0,1 0,1 0,1 0,0 – 0,1 0,2

Prim�rsaldo – 1,8 – 0,6 0,1 0,2 0,7 1,6 1,3 1,4

Einnahmen – 1,9 – 0,6 – 0,3 – 1,2 0,1 0,9 0,5 – 2,5
davon:

Steuern und Sozialbeitr�ge – 2,0 – 0,5 – 0,2 – 0,9 0,0 0,9 0,5 – 2,2
Fiscal drag 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,6
Abkopplung der Basis vom BIP – 0,2 – 0,4 – 0,2 – 0,3 – 0,1 – 0,1 – 0,3 – 1,6
Rechts�nderungen – 1,1 0,7 0,4 – 0,6 – 0,2 0,1 0,6 0,1
Residuum – 0,8 – 1,0 – 0,5 – 0,2 0,2 0,9 0,1 – 1,3

darunter: Gewinnabh�ngige Steuern5) – 0,7 – 0,8 – 0,1 0,1 0,2 0,7 0,2 – 0,5
Nachrichtlich: Teil der Ausgaben6) – 0,2 0,0 0,0 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,1 – 0,8
Nicht-steuerliche Einnahmen7) 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,3 0,1 0,0 0,0 – 0,3

Prim�rausgaben – 0,1 0,0 – 0,4 – 1,4 – 0,6 – 0,7 – 0,8 – 4,0
davon:

Sozialausgaben8) 0,2 0,5 – 0,1 – 0,8 – 0,4 – 0,2 – 0,6 – 1,6
Subventionen – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,0 0,0 – 0,6
Arbeitnehmerentgelte – 0,2 – 0,1 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 1,2
Vorleistungen 0,0 0,0 0,0 – 0,1 0,2 – 0,1 0,0 0,1
Bruttoanlageinvestitionen 0,0 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,1 0,1 – 0,3
Sonstige Ausgaben9) 0,1 – 0,2 0,1 – 0,1 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,4

Nachrichtlich:
Ausgaben f�r Alterssicherung10) 0,0 0,1 0,0 – 0,3 – 0,2 – 0,2 – 0,3 – 0,8
Gesundheitsausgaben11) 0,1 0,0 – 0,1 – 0,4 0,0 0,0 0,0 – 0,3
Arbeitsmarktausgaben12) 0,0 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,3 – 0,9
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Im Jahr 2008 wird der gesamtstaatliche Haus-

halt voraussichtlich wieder ein Defizit auf-

weisen. Neben der nochmaligen Senkung des

Beitragssatzes der BA auf nunmehr 3,3%

d�rfte insbesondere die Entwicklung bei den

gewinnabh�ngigen Steuern zur Verschlechte-

rung der Haushaltslage beitragen. Zum einen

schlagen hier die merklichen Steuerausf�lle

im Zusammenhang mit der Unternehmen-

steuerreform zu Buche. Zum anderen d�rfte

das Aufkommen nach den starken Zuw�ch-

sen der letzten Jahre inzwischen ein Niveau

erreicht haben, das sp�rbar �ber das Normal-

maß hinausgeht. Dar�ber hinaus besteht auf-

grund der Finanzmarktturbulenzen ein zu-

s�tzliches Risiko einer eher schwachen Ent-

wicklung. Insgesamt wird die staatliche Ein-

nahmenquote trotz progressionsbedingter

Mehreinnahmen deutlich sinken. Zwar d�rfte

auch die Ausgabenquote zur�ckgehen, da

sich aus heutiger Sicht vor allem die Alters-

sicherungs- und die Arbeitsmarktausgaben

weiterhin ged�mpft entwickeln werden. Dies

d�rfte aber nicht ausreichen, um die einnah-

menseitige Entwicklung vollst�ndig zu kom-

pensieren.

Auch in struktureller (d.h. um konjunkturelle

und tempor�re Effekte bereinigter) Betrach-

tung wies Deutschland 2007 einen ausge-

glichenen Haushalt auf und erreichte somit

bereits das von der Bundesregierung gesetzte

mittelfristige Haushaltsziel. Damit wurde

nach der Aufhebung des Defizitverfahrens im

Juni 2007 eine weitere wichtige Vorgabe des

europ�ischen Rahmens f�r die Finanzpolitik

erf�llt. Wenn am Kurs solider Staatsfinanzen

festgehalten wird, k�nnte auch die Schulden-

quote z�gig unter die im EG-Vertrag festge-

legte Grenze von 60% gesenkt werden. Da-

mit w�rde einer weiteren zentralen Forde-

rung der europ�ischen Haushaltsregeln ent-

sprochen. Außerdem st�nden dann den

zuk�nftigen Haushaltsbelastungen aufgrund

der Alterung der Bev�lkerung Entlastungen

beim Schuldendienst gegen�ber.

Der von der Bundesregierung nach der j�ngs-

ten Aktualisierung des Stabilit�tsprogramms

f�r das laufende Jahr geplante R�ckfall in

eine Defizitposition ist mit den europ�ischen

Vorgaben nicht ganz vereinbar. Dies gilt umso

mehr, als in dem Programm davon ausgegan-

gen wurde, dass die konjunkturelle Entwick-

lung eher g�nstig ist und das Aufkommen

der gewinnabh�ngigen Steuern auch im Jahr

2008 noch ein ungew�hnlich hohes Niveau

aufweist.

Eine weitergehende, das heißt �ber die

Entlastungen durch die Senkung des BA-

Beitragssatzes und durch die Unternehmen-

steuerreform hinausgehende Lockerung der

Finanzpolitik, wie sie etwa in den Vereinigten

Staaten mit dem Ziel der Abwehr einer

Rezessionsgefahr beschlossen wurde, er-

scheint in Deutschland aus heutiger Sicht

nicht angebracht. So sind zwar auch hierzu-

lande die Risiken im Hinblick auf die konjunk-

turelle Entwicklung leicht gestiegen, aber

insgesamt befindet sich die heimische Wirt-

schaft nach wie vor in einer soliden Verfas-

sung und im Korridor der Normalauslastung.

Es besteht daher kein Anlass, die in den ver-

gangenen Jahren m�hsam erreichte Konsoli-

dierung aufs Spiel zu setzen. Zudem kann

nicht zuletzt nach den in der Vergangenheit

gemachten Erfahrungen der Erfolg einer akti-

2008 wieder
mit Defizit zu
rechnen

Erreichte Kon-
solidierung ...

...nicht
gef�hrden

Weitergehende
Lockerung nicht
angezeigt
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ven finanzpolitischen Konjunktursteuerung in

Deutschland generell bezweifelt werden. In

der Regel erscheint es angemessener, ausge-

hend von einer strukturell soliden Finanzlage

die automatischen Stabilisatoren wirken zu

lassen. So sehen es auch die europ�ischen

Haushaltsregeln grunds�tzlich vor. Gerade in

der aktuellen deutschen Ausgangssituation

k�nnte sich eine expansive Finanzpolitik als

unn�tiges und kostspieliges Strohfeuer er-

weisen.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften2)

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen3) stiegen im letzten

Jahr kr�ftig (+ 10 1�2 %), wobei der Zuwachs

im Jahresverlauf allerdings r�ckl�ufig war

(siehe auch das nebenstehende Schaubild

und die Tabelle auf S. 62). Hierzu haben ne-

ben einer Abschw�chung der Grunddynamik

auch Sonderfaktoren beigetragen. Aus-

schlaggebend f�r das deutliche Wachstum im

Gesamtjahr war zum einen der Anstieg bei

den Steuern vom Umsatz infolge der Satzan-

hebung zu Jahresbeginn 2007. Zum anderen

nahm auch das Aufkommen aus den Einkom-

mensteuern bei einer g�nstigen gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung erheblich zu. Das

Ergebnis f�r 2007 �bertraf die offizielle Prog-

nose vom November 2006 insgesamt um

21 Mrd 3, lag aber um 11�2 Mrd 3 unter den

Erwartungen der j�ngsten Sch�tzung vom

November 2007.

Im Einzelnen nahm das Lohnsteueraufkom-

men gegen�ber dem Vorjahr um 7 1�2 % zu.

Hier zeigten sich neben dem Anstieg der

Bruttolohn- und -gehaltssumme vor allem der

R�ckgang der vom Kassenaufkommen abge-

setzten Kindergeldzahlungen und die Steuer-

progression. Aber auch die Einschr�nkung

der Entfernungspauschale zur Ber�cksichti-

gung der Aufwendungen f�r die Fahrten zwi-

schen Wohnung und Arbeitsst�tte hat eine

Rolle gespielt. Zur Verfassungsm�ßigkeit die-

ser Neuregelung sind derzeit verschiedene

Verfahren beim Bundesverfassungsgericht

anh�ngig, und eine Entscheidung wird f�r

dieses Jahr erwartet. Vor diesem Hintergrund

k�nnen seit September 2007 wieder Freibe-

tr�ge nach altem Recht auf den Lohnsteuer-

Veränderung gegenüber Vorjahr, vierteljährlich
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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2 Der folgenden Berichterstattung liegt die haushalts-
m�ßige (finanzstatistische) Abgrenzung zugrunde.
3 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.

Steuereinnah-
men 2007 kr�f-
tig gestiegen,
j�ngste Erwar-
tungen jedoch
unterschritten Zuwachs bei

Einkommen-
steuern reflek-
tiert g�nstige
Wirtschaftsent-
wicklung und
Sonderfaktoren
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karten eingetragen werden.4) Dies k�nnte ne-

ben dem geringeren R�ckgang beim Kinder-

geld und einer ged�mpften Lohnentwicklung

zum Jahresende dazu beigetragen haben,

dass sich das Wachstum der Lohnsteuerein-

nahmen im – anteilsm�ßig besonders gewich-

tigen – vierten Quartal etwas abschw�chte.

Das Aufkommen aus den gewinnabh�ngigen

Steuern5) stieg 2007 weiter stark an

(+ 211�2 %), wobei die Zuwachsraten im

Jahresverlauf abnahmen. Der R�ckgang der

Raten ist allerdings dadurch �berzeichnet,

dass in den ersten Monaten des Jahres die

vom Kassenaufkommen abgesetzten Zahlun-

gen f�r die auslaufende Eigenheimzulage (vor

allem im Hauptauszahlungsmonat M�rz) und

die Erstattungen an Arbeitnehmer im Vor-

jahrsvergleich deutlich gesunken waren.

Auch k�nnten bei der K�rperschaftsteuer

Sondereinfl�sse das Verlaufsmuster verzerrt

haben. Insgesamt sind die Einnahmen aus

den gewinnabh�ngigen Steuern auch 2007

st�rker gewachsen, als es aus der finanziellen

Wirkung von Rechts�nderungen und dem

Anstieg der makro�konomischen Bezugs-

gr�ße (Unternehmens- und Verm�gensein-

kommen) ableitbar ist – wenngleich auch in

deutlich geringerem Umfang als 2006. Die

Finanzmarktturbulenzen haben sich bislang

Steueraufkommen

Gesamtjahr 4. Vierteljahr

2006 2007

Sch�t-
zung f�r
2007 1) 2) 2006 2007

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in % in Mrd 5 in Mrd 5 Mrd 5 in % in Mrd 5

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 446,1 493,8 + 10,7 + 47,7 + 26,56) 128,8 137,4 + 6,6 + 8,6

darunter:
Lohnsteuer 122,6 131,8 + 7,5 + 9,2 + 4,2 35,5 37,6 + 6,0 + 2,1
Gewinnabh�ngige
Steuern 3) 60,0 72,9 + 21,5 + 12,9 – 0,4 17,7 19,3 + 8,8 + 1,6
davon:

Veranlagte
Einkommensteuer 17,6 25,0 + 42,5 + 7,5 + 1,9 7,5 8,7 + 15,4 + 1,2
Kapitalertragsteuern 4) 19,5 25,0 + 27,8 + 5,4 – 0,2 3,7 4,9 + 31,1 + 1,2
K�rperschaftsteuer 22,9 22,9 + 0,1 + 0,0 – 2,1 6,5 5,7 – 11,8 – 0,8

Steuern vom Umsatz 5) 146,7 169,6 + 15,6 + 22,9 + 22,9 38,5 44,0 + 14,2 + 5,5
Energiesteuer 39,9 39,0 – 2,4 – 1,0 – 0,5 15,7 15,3 – 2,4 – 0,4
Tabaksteuer 14,4 14,3 – 0,9 – 0,1 – 0,3 4,3 4,1 – 4,5 – 0,2

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom November 2006. —
2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkommen,
aber ohne die f�r das letzte ausgewiesene Quartal noch
nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern. —
3 Arbeitnehmererstattungen, Eigenheim- und Investi-

tionszulage vom Aufkommen abgesetzt. — 4 Nicht ver-
anlagte Steuern vom Ertrag und Zinsabschlag. — 5 Um-
satzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer. — 6 F�r die Steuer-
einnahmen inkl. (noch gesch�tzter) Gemeindesteuern lag
das Ergebnis um rd. 23 Mrd 5 h�her als die Sch�tzung.

Deutsche Bundesbank

4 Die Einkommensteuerbescheide f�r 2007 werden be-
z�glich der Fahrtkosten mit einem Vorl�ufigkeitsvermerk
versehen.
5 Hier werden unter dem Begriff „gewinnabh�ngige
Steuern“ die veranlagte Einkommensteuer, die K�rper-
schaftsteuer und die Kapitalertragsteuern zusammenge-
fasst. Im Unterschied zur VGR-Abgrenzung sind die
Eigenheim- und Investitionszulagen sowie die Einkom-
mensteuererstattungen an Arbeitnehmer (§ 46 EStG) in
der hier dargestellten finanzstatistischen Abgrenzung von
deren Aufkommen abgesetzt und die Gewerbesteuer
nicht ber�cksichtigt.
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nicht erkennbar auf die Aufkommensent-

wicklung ausgewirkt.

Der starke Aufkommenszuwachs bei den ver-

brauchsabh�ngigen Steuern wurde von der

Anhebung des Regelsatzes der Umsatzsteuer

(und auch der Versicherungsteuer) getragen.

Die Vorjahrswachstumsraten nahmen jedoch

im Jahresverlauf ab. Dies d�rfte insbesondere

damit zusammenh�ngen, dass die Kassen-

ergebnisse vor dem Jahresende 2006 noch

die Vorzieheffekte aufgrund der Anhebung

des Umsatzsteuersatzes reflektierten. Die Ent-

wicklung bei der Umsatzsteuer entt�uschte

insofern, als die Bemessungsgrundlage vor

Steuern insbesondere wegen des weiterhin

schwachen privaten Konsums kaum anstieg

und das Ergebnis auch niedriger lag, als es bei

Ber�cksichtigung dieser ged�mpften Ver-

brauchsentwicklung zu erwarten war. Die

Umsatzsteuereinnahmen waren allerdings in

den letzten Jahren recht volatil und folgten

den Entwicklungen der makro�konomischen

Bezugsgr�ße dabei nur eingeschr�nkt. Die

Einnahmen aus der Energiesteuer – der vom

Umfang her wichtigsten Verbrauchsteuer des

Bundes – gingen angesichts hoher Energie-

preise und der dadurch bedingten Ver-

brauchszur�ckhaltung, aber wohl auch

infolge eines milden Winters um 2 1�2 % zu-

r�ck.

In der letzten offiziellen Steuersch�tzung

– die auch dem Bundeshaushalt 2008 zu-

grunde liegt – wurde f�r 2008 insgesamt

(einschl. Gemeindesteuern) ein Aufkommens-

wachstum von 3% prognostiziert. Dabei sind

gesch�tzte Ausf�lle von rund 6 1�2 Mrd 3

durch die zu Jahresbeginn in Kraft getrete-

ne Unternehmensteuerreform ber�cksichtigt.

Auch wurde eine gewisse Gegenbewegung

zu dem sehr starken Einnahmenwachstum

aus gewinnabh�ngigen Steuern in den Vor-

jahren unterstellt. Da gegen�ber der Novem-

ber-Sch�tzung nunmehr eine niedrigere Aus-

gangsbasis aus 2007 zu verzeichnen ist und

die gesamtwirtschaftlichen Aussichten inzwi-

schen gr�ßere Unsicherheiten umfassen,

besteht hier insgesamt ein Risiko von Minder-

einnahmen.

Bundeshaushalt

Der Bundeshaushalt schloss 2007 mit einem

Defizit von gut 14 1�2 Mrd 3 ab. Damit wurde

der Ansatz im Nachtragshaushalt genau er-

reicht. Bei den Einnahmen kam es durch ein

moderates Unterschreiten des in der Steuer-

sch�tzung vom November erwarteten

Niveaus, durch Nachzahlungen an die EU so-

wie durch einen geringer als geplant ausge-

fallenen Aussteuerungsbetrag der BA zu Aus-

f�llen von insgesamt 4 Mrd 3. Durch h�here

Einnahmen aus Verm�gensverwertungen,

Zahlungen von der EU sowie Zufl�sse aus der

Aufl�sung des Fluthilfefonds konnten diese

zur H�lfte ausgeglichen werden. Die Aus-

gaben stiegen zum gr�ßeren Teil infolge des

neu eingef�hrten umsatzsteuerfinanzierten

Zuschusses an die BA gegen�ber dem Vorjahr

um fast 3 1�2 %, blieben aber wie die Einnah-

men um knapp 2 Mrd 3 unter den Planun-

gen. Neben Einsparungen bei den Zinsauf-

wendungen und der Inanspruchnahme aus

Gew�hrleistungen trugen auch Minderausga-

ben bei den Leistungen f�r Langzeitarbeits-

lose und f�r den Defizitausgleich bei der

Zuwachs bei
verbrauchsab-
h�ngigen
Steuern durch
Abgaben-
erh�hungen

2008 durch
Unternehmen-
steuerreform
und wirtschaft-
liche Risiken
gepr�gt

Defizit im
Gesamtjahr
2007 wie im
Nachtrags-
haushalt
veranschlagt
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knappschaftlichen Rentenversicherung zu der

Haushaltsentlastung bei.

Insgesamt hat sich das Bundesdefizit gegen-

�ber dem Vorjahrsergebnis beinahe halbiert.

Die Nettokreditaufnahme blieb im Haushalts-

vollzug mit knapp 14 1�2 Mrd 3 zwar deutlich

unter der Summe der investiven Ausgaben

von gut 26 Mrd 3. Ohne die umfangreichen

Entlastungen aus Verm�gensverwertungen

im Bundeshaushalt sowie bei der Postpen-

sionskasse w�re dies aber nicht gelungen. Die

Haushaltslage des Bundes blieb damit trotz

der vorteilhaften gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung weiter angespannt. Das g�nstige

gesamtstaatliche Ergebnis darf nicht dar�ber

hinwegt�uschen, dass die Konsolidierung des

Bundeshaushalts noch bei Weitem nicht

abgeschlossen ist.

Der Ende November vom Bundestag verab-

schiedete Bundeshaushalt 2008 sieht ledig-

lich eine geringf�gige R�ckf�hrung des Defi-

zits auf 12 Mrd 3 vor. Gegen�ber dem Vorjahr

ist dabei ein Ausgabenzuwachs von 4 1�2 %

veranschlagt, der beinahe zur H�lfte auf die

Zusch�sse zur Postpensionskasse zur�ckgeht,

die nach dem Aufbrauchen der restlichen

Verbriefungserl�se im letzten Jahr nun auf

6 Mrd 3 beziffert werden. Daneben wurden

aber auch die laufenden Ausgaben in ande-

ren Bereichen aufgestockt, w�hrend die in-

vestiven Ausgaben um 11�2 Mrd 3 auf 24 1�2

Mrd 3 sinken sollen. Allerdings ist auch eine

Aktivierung von Verm�genswerten von 12 1�2

Mrd 3 vorgesehen. Ohne diese Sonderein-

nahmen wird also auch im laufenden Jahr die

im Artikel 115 GG festgelegte Kreditgrenze

nur knapp eingehalten. Sofern das gesamt-

wirtschaftliche Wachstum – wie von der

Bundesregierung im Jahreswirtschaftsbericht

2008 bereits erwartet – hinter den Annah-

men zur�ckbleibt und sich weitere Risiken

beim Steueraufkommen materialisieren, w�r-

den sich die Aussichten f�r den Bundeshaus-

halt eintr�ben. Aus heutiger Sicht scheint der

Budgetrahmen trotz der etwas schlechter als

erhofften Ausgangslage zwar noch immer er-

reichbar. Der Weg bis zum Haushaltsaus-

gleich, der f�r 2011 geplant ist, d�rfte aber

bei nachlassender gesamtwirtschaftlicher

Dynamik auch durch die beschlossenen Aus-

gabenausweitungen schwierig werden.

Das Defizit der Nebenhaushalte des Bundes

lag 2007 mit 3 Mrd 3 um 2 Mrd 3 niedriger

als im Jahr zuvor. Bei der Postpensionskasse

wurden wie im Vorjahr Erl�se aus einer als

Kreditaufnahme behandelten Verbriefung

Mrd €

Mrd €kumuliert

2005

2006
2007

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Vierteljahresergebnis

2005
2006

2007

Finanzierungssalden des
Bundes seit 2005

Deutsche Bundesbank

10−

15−

20−

25−

30−

35−

40−

15+

10+

5+

0

5−

10−

15−

20−

25−

30−

Defizit gegen-
�ber Vorjahr
beinahe
halbiert

2008 kaum
Konsolidie-
rungsfortschritt
geplant

Nebenhaus-
halte 2007 mit
Defizit



DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
Februar 2008

65

von Anspr�chen verbraucht, woraus erneut

ein Defizit von 4 1�2 Mrd 3 resultierte. F�r den

Fluthilfefonds ergibt sich durch die Aussch�t-

tung der restlichen Mittel von 1 Mrd 3 eben-

falls ein Defizit. Wie im Jahr 2006 verzeich-

nete das zur Jahresmitte unter dem Dach der

Kreditanstalt f�r Wiederaufbau reorganisierte

ERP-Sonderverm�gen einen Kreditbedarf von

per saldo 1�2 Mrd 3. Ein �berschuss von knapp

1 Mrd 3 ergab sich dagegen beim Erblasten-

tilgungsfonds vor allem durch dessen Beteili-

gung an der Gewinnaussch�ttung der Bun-

desbank im Fr�hjahr 2007, die zur Tilgung

genutzt werden muss, w�hrend die Schuld-

zinsen direkt aus dem Bundeshaushalt

gezahlt werden. Noch g�nstiger war der

Abschluss des neu geschaffenen Sonderver-

m�gens „Kinderbetreuungsausbau“, dessen

Zusch�sse vom Bund in H�he von 2 Mrd 3

erst in den Folgejahren verausgabt werden

sollen.

L�nderhaushalte6)

Die L�nderhaushalte wiesen 2007 einen

gegen�ber dem Vorjahr um 13 Mrd 3 g�ns-

tigeren Finanzierungssaldo aus und erzielten

erstmals seit 1969 wieder einen �berschuss

(3 Mrd 3). Die Planungen zu Jahresanfang

gingen demgegen�ber noch von einem Defi-

zit von insgesamt 15 1�2 Mrd 3 aus. Zu der

außerordentlich positiven Entwicklung trug in

erster Linie der auf die Entwicklung des

Steueraufkommens zur�ckzuf�hrende kr�f-

tige Anstieg der Einnahmen um 7 1�2 % bei.

Gleichzeitig zogen jedoch auch die Ausgaben

nach der verhaltenen Tendenz der Vorjahre

wieder etwas st�rker an (+ 2%). W�hrend

die Personalausgaben trotz ausgeweiteter Zu-

f�hrungen an Versorgungsr�cklagen nur ver-

gleichsweise leicht zunahmen (+ 1�2 %), fiel

der Anstieg der großenteils an die Steuerauf-

kommensentwicklung gekoppelten Zuwei-

sungen an die Kommunen deutlich h�her aus

und d�rfte allein die Zunahme der L�nderaus-

gaben gut zur H�lfte erkl�ren.

Im laufenden Jahr d�rften die zu erwarten-

den Ausf�lle bei den gewinnabh�ngigen

Steuern nicht zuletzt durch die Unterneh-

mensteuerreform und die sich abzeichnenden

Ausgabenzuw�chse auch infolge von h�he-

ren Entgelten im �ffentlichen Dienst zu einem

weniger g�nstigen Abschluss der L�nder-

haushalte f�hren. Die inzwischen gr�ßtenteils

an die letzte Steuersch�tzung angepassten

Haushaltsplanungen der L�nder sehen f�r

2008 insgesamt ein Finanzierungsdefizit von

6 Mrd 3 vor. Die Lage stellt sich jedoch im

Einzelnen sehr unterschiedlich dar. Immerhin

sieben von 16 L�ndern haben f�r das laufen-

de Jahr Haushalte ohne Nettoneuverschul-

dung vorgelegt, vier weitere planen dies sp�-

testens bis 2011. Die �brigen f�nf L�nder

haben bislang hierf�r noch keine festen Ziel-

termine ver�ffentlicht. Darunter befinden

sich auch die drei L�nder Bremen, Saarland

und Schleswig-Holstein, deren Haushalts-

pl�ne bei bereits hoher Pro-Kopf-Verschul-

dung weiterhin die verfassungsm�ßigen

Regelgrenzen der Kreditaufnahme �ber-

schreiten. Die demographische Entwicklung

und der absehbare Anstieg der Versorgungs-

ausgaben machen die Fortsetzung der

Konsolidierungsanstrengungen und der Be-

6 Die zuletzt ver�ffentlichten Angaben zu den Gemein-
definanzen wurden in den Kurzberichten des Monatsbe-
richts Januar 2008 kommentiert.

Erstmals seit
1969 �ber-
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Aussichten f�r
2008 bei weiter
kritischer Haus-
haltslage in ein-
zelnen L�ndern
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m�hungen um einen Schuldenabbau erfor-

derlich. Zur wirksamen Eind�mmung der

Verschuldung w�re eine verfassungsm�ßige

Verankerung von letztlich auf einen Haus-

haltsausgleich zielenden Kreditgrenzen nicht

nur beim Bund, sondern auch bei den L�n-

dern angezeigt. Im Rahmen der zweiten

Stufe der F�deralismusreform besteht die

Chance zu einer solchen Neuregelung.

Sozialversicherungen7)

Rentenversicherung

Im Jahr 2007 verzeichnete die gesetzliche

Rentenversicherung einen �berschuss von

gut 1 Mrd 3. Im Vergleich zum Vorjahr, in

dem sich ein positiver Saldo von 7 1�2 Mrd 3

ergab, bedeutet dies zwar eine beachtliche

Verschlechterung. Dabei sind jedoch einige

Sondereffekte zu beachten. Zum Ersten w�re

es im Jahr 2006 ohne die betr�chtlichen ein-

maligen Mehreinnahmen aufgrund der Vor-

verlegung von Abf�hrungsterminen f�r die

Sozialbeitr�ge nicht zu einem �berschuss,

sondern zu einem Defizit von sch�tzungs-

weise 3 Mrd 3 gekommen. Zum Zweiten

h�tte sich im Jahr 2007 ein Defizit von rund

1 Mrd 3 ergeben, wenn der Beitragssatz

nicht von 19,5% auf 19,9% angehoben

(+ 4 Mrd 3) und auf die K�rzung der Beitr�ge

des Bundes f�r Empf�nger von Arbeitslosen-

geld II (– 2 Mrd 3) verzichtet worden w�re.

Die R�cklagen beliefen sich Ende 2007 auf

12 Mrd 3 beziehungsweise gut 0,73 Monats-

ausgaben. Innerhalb eines Jahres sind sie

damit um gut 2 Mrd 3 gestiegen.8)

Die Einnahmen gingen insgesamt um knapp

2% zur�ck. Ohne die genannten Sonder-

effekte d�rfte sich dagegen ein Anstieg um

gut 11�2 % ergeben haben. Bei den Beitrags-

einnahmen wirkte sich insbesondere d�mp-

fend aus, dass die Beitr�ge f�r arbeitslose

Leistungsempf�nger deutlich zur�ckgingen,

weil neben der Halbierung der Beitr�ge f�r

Bezieher von Arbeitslosengeld II die Zahl der

Bezieher von Arbeitslosengeld I sehr stark ab-

nahm.

Die Ausgaben stiegen insgesamt um knapp

1%. Ausschlaggebend waren die Rentenzah-

lungen, die insbesondere aufgrund einer

leicht h�heren Zahl der Renten, aber auch in-

folge der Rentenerh�hung zum 1. Juli 2007

(+ 0,54%) um gut 1�2 % wuchsen. Hinzu

kamen deutliche Mehraufwendungen f�r die

Krankenversicherung der Rentner, deren Bei-

tr�ge – abz�glich des Sonderbeitrags von

0,9% – zur H�lfte von der Rentenversiche-

rung gezahlt werden. Hier wirkten die sp�r-

baren Beitragssatzerh�hungen der gesetz-

lichen Krankenkassen ausgabensteigernd.

Im laufenden Jahr ist mit einem Anstieg

des �berschusses und einer weiteren Auf-

stockung der R�cklagen zu rechnen, da die

beitragspflichtigen Einkommen weiterhin

schneller wachsen d�rften als die Rentenaus-

7 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Kranken- und
der sozialen Pflegeversicherung im dritten Quartal 2007
wurde in den Kurzberichten des Monatsberichts Dezem-
ber 2007 kommentiert. Neuere Daten liegen noch nicht
vor.
8 Seit April 2004 werden Neurenten nicht mehr vor-, son-
dern nachsch�ssig ausgezahlt. Dadurch verbessert sich
von Jahr zu Jahr die Liquidit�tslage der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Dagegen ver�ndern sich die perioden-
gerecht zugeordneten Rentenausgaben und damit auch
das Haushaltsergebnis hierdurch nicht.

Verbesserung
der Finanzlage
im Jahr 2007

Konjunkturbe-
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gaben – auch wenn die zum 1. Juli anste-

hende Rentenerh�hung etwas st�rker ausfal-

len d�rfte als im vergangenen Jahr. Die

Finanzlage f�r die gesetzliche Rentenversiche-

rung wird sich k�nftig aber strukturell schwie-

riger darstellen, wenn nach den aktuell

schwachen Rentenzugangsjahrg�ngen die

wesentlich st�rkeren Nachkriegsjahrg�nge in

die Rente eintreten werden.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die BA verzeichnete im Jahr 2007 einen �ber-

schuss von gut 6 1�2 Mrd 3, w�hrend ein Jahr

zuvor die Einnahmen um gut 11 Mrd 3 h�her

als die Ausgaben ausgefallen waren. Dabei ist

jedoch zu beachten, dass es auch bei der BA

im Jahr 2006 zu einmaligen Mehreinnahmen

durch vorverlegte Beitragsabf�hrungstermine

kam. Ohne diesen Effekt h�tte der �ber-

schuss 2006 eher bei 8 Mrd 3 gelegen.

Außerdem wurde der Beitragssatz zu Beginn

des Jahres 2007 von 6,5% auf 4,2% gesenkt

und gleichzeitig ein neuer Bundeszuschuss

eingef�hrt. Ohne diese Maßnahmen h�tte

sich im vergangenen Jahr ein �berschuss von

rund 18 Mrd 3 ergeben. Dies verdeutlicht,

wie stark die Finanzen der BA – sowohl auf

der Einnahmen- wie auch auf der Ausgaben-

seite – von der Verbesserung am Arbeits-

markt profitierten. Insgesamt unterschritten

die Einnahmen ihren Vorjahrswert um

22 1�2 %. Dabei gingen die Beitragseinnahmen

aufgrund der genannten Effekte um 37% zu-

r�ck (bereinigt hat sich aber ein sp�rbarer

Anstieg ergeben)9). Dem standen allerdings

die Mehreinnahmen durch den neuen regel-

gebundenen Bundeszuschuss in H�he von

6 1�2 Mrd 3 gegen�ber. Dieser soll der Auf-

kommenswirkung eines Prozentpunktes des

Umsatzsteuerregelsatzes entsprechen.10) Im

Gegenzug ist kein Ausgleich eines m�glichen

BA-Defizits durch den Bund mehr vorge-

sehen.

Die Ausgaben sanken im Jahr 2007 um 18%.

Entscheidenden Anteil hieran hatte der R�ck-

gang bei den Zahlungen f�r das Arbeitslosen-

geld I um 26% aufgrund der sinkenden Zahl

der Leistungsempf�nger auf jahresdurch-

schnittlich knapp 1,1 Millionen. Hierzu d�rfte

auch bereits die Verk�rzung der maximalen

Bezugsdauern beigetragen haben. Auch im

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €
lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

log. Maßstab

Ausgaben

Einnahmen

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank
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9 Im letzten Quartal 2007, f�r das ein unverzerrter Vor-
jahrsvergleich m�glich ist, kam es zu einem um die Satz-
senkung bereinigten Zuwachs von knapp 3%.
10 Ab 2010 wird der Bundeszuschuss j�hrlich entspre-
chend der um Satz�nderungen bereinigten Entwicklung
der Umsatzsteuereinnahmen fortgeschrieben.

G�nstige
Besch�ftigungs-
entwicklung
erm�glichte
2007 trotz
Beitragssen-
kung hohen
�berschuss

Kr�ftige Ausga-
benr�ckg�nge
vor allem beim
Arbeitslosen-
geld I
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Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik wur-

den erneut beachtliche, aber im Vergleich zur

Entwicklung im Vorjahr deutlich geringere

Einsparungen erzielt (– 9 1�2 %). Erhebliche

Minderausgaben wurden bei dem an den

Bund zu zahlenden Aussteuerungsbetrag ver-

zeichnet, der mit 2 Mrd 3 um fast 11�2 Mrd 3

niedriger ausfiel als im Jahr zuvor.

Aufgrund der �bersch�sse in den vergange-

nen zwei Jahren sind die R�cklagen der BA

Ende 2007 auf rund 18 Mrd 3 angewachsen.

Im laufenden Jahr wird ein Teil der Finanzre-

serven abgeschmolzen beziehungsweise um-

gewidmet. So werden 2,5 Mrd 3 in einem

Versorgungsfonds f�r die bislang erworbenen

Pensionsanspr�che der beamteten Mitarbei-

ter und Pension�re der BA zweckgebunden.

Bei den Ausgaben f�r das Arbeitslosengeld I

gehen die Planungen zwar nochmals von

einem R�ckgang aus, doch f�llt dieser auch

aufgrund der Verl�ngerung der maximalen

Bezugsdauer f�r �ltere11) nur noch gering

aus. F�r die berufliche F�rderung sind wieder

Mehrausgaben vorgesehen. Außerdem wird

der Aussteuerungsbetrag vom Bundesgesetz-

geber durch einen mit 5 Mrd 3 gegen�ber

dem Ist-Ergebnis mehr als doppelt so hoch

angesetzten Eingliederungsbeitrag ersetzt.

Damit werden die Beitragszahler zur Finanzie-

rung der H�lfte der Kosten des Bundes f�r

F�rdermaßnahmen und Verwaltung bei Lang-

zeitarbeitslosigkeit herangezogen.12) Insge-

samt ist so mit einer Verschlechterung der

BA-Finanzen �ber die Ausgabenseite zu rech-

nen.

Der Haushaltsplan der BA sieht f�r das Jahr

2008 trotz der unterstellten g�nstigen kon-

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw.
Defizit (−)

Ausgaben für...

...Arbeitslosen-
   und Kurzarbeitergeld

...berufliche Förderung 2)

log. Maßstab

Ausgaben
insgesamt

Einnahmen 1)

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne die Liquiditätshilfen des Bundes. —
2 Starker Rückgang in 2005 bedingt durch
Verlagerung der beruflichen Förderung von
Arbeitslosengeld II-Beziehern auf den Bund.
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11 Mit dem Gesetz zu Reformen am Arbeitsmarkt wurde
f�r Neuzug�nge ab Februar 2006 die maximale ALGI-
Bezugsdauer auf einheitlich 12 Monate beschr�nkt.
Lediglich �ber 55-J�hrigen wurde eine Verl�ngerung auf
18 Monate gew�hrt. Ab 2008 wird �ber 50-J�hrigen
maximal 15 Monate, �ber 58-J�hrigen bis zu 24 Monate
ALG I gezahlt.
12 Eine weitere Entlastung des Bundes zulasten der BA
war mit dem Ende der Beitragszahlungen f�r Kindererzie-
hende geplant. Zur Kompensation der beim Bund erwar-
teten Einsparungen infolge der Verl�ngerung des ALGI-
Anspruchs f�r �ltere zahlt der Bund jedoch auch weiter-
hin diese Beitr�ge in H�he von j�hrlich 290 Mio 3.

2008 deutliche
Verschlechte-
rung der
Haushaltslage
in Verbindung
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Ausgaben-
reduktionen, ...
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junkturellen Rahmenbedingungen ein um die

Zuf�hrung zum Versorgungsfonds bereinigtes

(operatives) Defizit von 2 1�2 Mrd 3 vor.

Entscheidend f�r die Verschlechterung der

Finanzlage ist die Senkung des Beitragssatzes

von 4,2% auf 3,3%, die allein Einnahmen-

ausf�lle von gut 7 Mrd 3 verursachen wird.

Damit wurde ein erhebliches Risiko einge-

gangen, in k�nftigen Abschwungphasen den

Beitragssatz prozyklisch wieder anheben zu

m�ssen.

... vor allem
aber durch
starke Senkung
des Beitrags-
satzes




